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Eine Studie zeigt, wie Gemeinden den preisgünstigen Wohnungsbau fördern können

Raumplanerische
Instrumente nutzen
In vielen Schweizer Gemeinden finden auch Normalverdienende kaum eine bezahlbare Wohnung.

Um Abhilfe zu schaffen, fehlt es den Städten und Dörfern jedoch meist an Bauland. Ein Gutachten der

Schweizerischen Vereinigung für Landesplanung VLP) zeigt nun: Auch mit raumplanerischen

Instrumenten liesse sich der gemeinnützige Wohnungsbau fördern.

VonRichard Liechti

Der Bedarf an günstigenWohnungen ist in
weiten Teilen der Schweiz nach wie vor
enorm. Gleichzeitig stagniert der gemeinnützige

Wohnungsbau. Gegensteuer gibt
nicht nur der SVW vgl. Kasten), sondern
auch das Bundesamt für Wohnungswesen
BWO). Es hat vor Jahresfrist die Firma

Metron mit einerBefragung vonSchweizer
Gemeinden betraut. «Wirstellten fest, dass die
Finanzierung längst nichtmehr das grösste
Hindernis für den gemeinnützigen
Wohnungsbau darstellt» sagt BWO-Direktor
Ernst Hauri, «sondern der Zugang zu
bezahlbarem Bauland angeeigneten Standorten.

» Mit derMetron-Studie klärte man
deshalbnichtnurdas InteresseanderSchaffung
günstigen Wohnraums, sondern insbesondere

die Baulandreserven der Städte und
Dörfer ab vgl.wohnen 4/2009).

Sechzig Prozent der befragten Gemeinden

klagen über einen generellen Mangel
an Mietwohnungen. Dies gilt vor allem für

InFtan GR) führteder touristische Wohnungsbau zu
Preisdruck und Mangel an Mietwohnungen. Deshalb gab
die Gemeinde der neugegründeten Genossenschaft
Chasa ReisgiaLand imBaurechtab, um dort bezahlbaren
Wohnungen fürdie lokale Bevölkerung zu schaffen.

In Lausen BL) schufdie Gemeinde mit derGründung
der Seniorengenossenschaft Lausen dringend
benötigten altersgerechten Wohnraum.

Fotos:
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familienfreundlichen und altersgerechten
Wohnraum in den Zentren, in steuergünstigen

oder touristischen Orten. Dagegen
möchtenviele Gemeindenetwas unternehmen.

Doch die Befragung ergab: Die
Baulandreserven sind beschränkt. Man habe
sichdeshalbgefragt, soErnst Hauri, ob sich
die Chancen des gemeinnützigen
Wohnungsbaus in den Gemeinden auf andere
Weise, etwa im Rahmen von Einzonungen
oderVerdichtungen, verbessern liessen.Mit
diesen Abklärungen beauftragte das BWO
dieSchweizerischeVereinigung für
Landesplanung VLP), die nun die Studie «Förderung

des gemeinnützigen Wohnungsbaus
mit raumplanerischen Mitteln» vorlegt.
Dort schlagen die Autoren vier Lösungsansätze

vor:

Gewährungvon Nutzungsprivilegien
Die Idee dahinter: Ein Grundeigentümer
oder Bauherr soll belohnt werden, wenn er
gemeinnützigen Wohnraum schafft. Dies
kann nicht nur mittels finanzieller Anreize,

etwa zinsgünstiger Darlehen, geschehen.
Denkbar sind auch sogenannte
Nutzungsprivilegien.DazugehörendieErhöhungder
Ausnützungsziffer,Zuschlägebei Gebäudehöhe

oder-längeodergeringereGrenz-und
Gebäudeabstände. In derPraxisgelangevor
allem der sogenannte Ausnützungsbonus
zur Anwendung. Allerdings, so die Autoren
der Studie, seien einer dichteren Bauweise
Grenzen gesetzt. Diese könne die Gestaltung

und Qualität einer Siedlung negativ
beeinflussen. Zudem sei nicht sicher, ob
die Bauträger diese Option auch ausübten.
Geeigneter als die Gewährung einzelner
Ausnützungsboni seien deshalb
Sondernutzungspläne für grössere Areale. Dort
könnten die Anreize für den gemeinnützigen

Wohnungsbau bereits im Planungsverfahren

geschaffenwerden,und die
grösseren Dimensionen erlaubten bessere
architektonische Lösungen.

Definition von Wohnanteilen zugunsten
des gemeinnützigenWohnungsbaus
Im Rahmen der Nutzungsplanung könnte
bei derDefinition bestimmter neueinzuzonender

Flächen einTeil fürden gemeinnützigen

Wohnungsbau reserviert werden. Es

könnten Mindestwohnanteile festgelegt
werden, die zwingend der Schaffung von
gemeinnützigemWohnraum dienen. Diese
Regelung müsste sich allerdings auf geeignete

Gebiete beschränken. Für eine solche
Lösung gibt es ein aktuelles Beispiel: Im
September 2009 bewilligten die
Stimmberechtigten der Stadt Zug eine Revision der
Ortsplanung, die vier Zonen für den
preisgünstigen Wohnungsbauausscheidet.

Kaufrecht der Gemeinde bei
Neueinzonungen

DieGemeindekönntebeiNeueinzonungen
über ein Kaufrecht sicherstellen, dass der
gewünschteWohnraum entsteht. Dabei er-
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Im reichen Zugherrscht grosser Mangelan günstigem
Wohnraum. Dieneue Ortsplanung,die vier Sonderzonen

für den gemeinnützigen Wohnungsbauvorsieht,
soll Besserungschaffen.

SVW: Wohnbauoffensive ist angelaufen
Gemeinsam mit dem Bundesamt für
Wohnungswesen und denbeidenanderen
Genossenschaftsverbänden SWE und VLB arbeitet
der SVW intensiv an der Auswertung der Me-tron-

Studie über die Baulandreserven in den
Gemeinden. So hat man zunächst eine
Broschüre erstellt,die den Gemeindendie Vorteile

einerPartnerschaftmiteiner Baugenossenschaft

aufzeigt Download unter www.
wohnbund.ch, Dokumente).

Die Kontaktnahme mit den Gemeinden
geschieht beim SVW aufEbene der Regionalverbände,

da sie die lokalen Gegebenheiten am
besten kennen. SVW-Vizedirektor Urs Hauser

betreut das Projekt beim Zentralverband. Er
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stellt fest, dass die Regionalverbände diese
Aufgabe bereits angepackt haben. So hat der
SVW Züricheineeigentliche Wohnbauoffensive

lanciertund dafüreine neueStellegeschaffen.

Ziel ist, interessierte Gemeinden und
bauwillige Genossenschaften in den Zürcher
Landgemeinden zusammenzuführen. Der
SVW Ostschweiz knüpfte Kontakte mit der
Vereinigung der Gemeindepräsidenten und
den Ortsbürgergemeinden. Beim SVW Bern
soll dieThematik in dieneueFörderstelle
integriert werden.

Gemäss Urs Hauser wird auch die
VLPStudie in die Bemühungen desVerbands
einfliessen. Die dort vorgeschlagenen
raumplanerischen Mittel seien allerdings nicht so

leicht umzusetzen, da es sich teils um neue
undpolitischumstritteneMassnahmen handle.

Anzustreben sei insbesondere die
Übernahme von Bauland durch die Gemeinden
und die Abgabe im Baurecht an die
gemeinnützigen Wohnbauträger, da essich dabeium
ein bewährtes Instrument handle. Die
Einflussnahme desVerbandes auf Verfahren auf
Gemeindeebene sei jedoch gering. Wichtig
wäre, dass raumplanerische Fördermassnahmen

in die Richtplanungen der Kantone
aufgenommen würden. Zur Verbreitung der
VLPVorschläge soll schliesslich das nächste
Forum der Wohnbaugenossenschaften 24.9.,
Luzern) beitragen, wo sie ebenfalls auf der
Themenlistestehen.

wirbt sie das künftige Bauland oder Teile
davon) entweder selbst oder sie räumt sich
das Recht ein, dieses zu übernehmen, falls
der Grundeigentümer seinenVerpflichtungen

zur Schaffung preisgünstigen Wohnraums

nicht nachkommt.

Förderung über eine Mehrwertabgabe

DieMehrwertabgabestellteinevom
Grundeigentümerzu tragende Abgabe dar,mitder
Bodenwertsteigerungen,die auf staatlichen
Infrastruktur- und Planungsmassnahmen
beruhen, teilweise dem Gemeinwesen
zugeführt werden. Der Abgabe liegen Gedanken

derGerechtigkeit und Lastengleichheit

zugrunde: Wenn der Staat Grundeigentümern

Minderwerteaufgrundvon
Planungsmassnahmen entschädigen muss, soll er
umgekehrt einen Teil der planungsbedingten

Mehrwerte abschöpfen können. Der
gemeinnützige Wohnungsbau könnte über
dieses Instrument auf zwei Arten gefördert
werden: Einerseits könnten Grundstücke
von der Mehrwertabgabe befreit oder mit
einem tieferenSatz besteuertwerden, wenn
dort preisgünstiger Wohnraum entsteht.
Anderseits könnten mit den Erträgen aus
der Mehrwertabschöpfung Baugenossenschaften

unterstützt oder gemeindeeigene
Wohnprojekte realisiert werden.

Zusammenarbeit mitgemeinnützigen
Bauträgern
Als Fazit halten die Autoren der Studie fest,
dass Gemeinden mit einseitiger
Bevölkerungsstruktur durchaus über raumplanerische

Mittel verfügten, um eine bessere
Durchmischungzu erreichen.Beieinzelnen
Lösungsansätzen, insbesondere bei ver¬

traglichenRegelungenoderbeiAnreizsystemen,

seien die Gemeinden jedoch auf die
Bereitschaft der Grundeigentümer
angewiesen, entsprechende Absichten
mitzutragen. Bei gesetzlichen Regelungen
Festlegung von Flächenanteilen, Kaufrecht)
könne die Erstellung gemeinnützigen
Wohnraums hingegen erzwungen werden.
Doch auch hier sei eine enge Zusammenarbeit

mitdenGrundeigentümernoder
potenziellen Grundeigentümern wichtig. Im
Vordergrundstünden dabei gemeinnützige
Wohnbauträger.

Die Studien «Baulandpotenziale der
Gemeinden – eine Chance für den gemeinnützigen

Wohnungsbau?» 2009) und «Förderung

des gemeinnützigen Wohnungsbaus
mit raumplanerischen Mitteln» 2010) können

unter www.bwo.admin.ch Dokumentation

– Publikationen – Forschungsberichte)

heruntergeladen werden.
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